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2031

Verordnung 
über die förmliche Verpflichtung 

nichtbeamteter Personen im Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 13. Juli 2004

Aufgrund des § 1 Abs. 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgeset-
zes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), geändert durch
Gesetz vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942), in Verbin-
dung mit § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten nach
dem Verpflichtungsgesetz vom 28. Januar 1975 (GV.
NRW. S. 158), geändert durch Verordnung vom 10. Juni
1976 (GV. NRW. S. 236), wird verordnet:

§ 1

Zuständige Stellen für die Wahrnehmung der Aufga-
ben nach § 1 Abs. 1 bis 3 des Verpflichtungsgesetzes sind

1. die Behörden und Einrichtungen meines Geschäftsbe-
reichs,

2. die Bezirksregierungen,

3. die meiner Aufsicht unterstehenden Landesbetriebe
Mess- und Eichwesen NRW und Materialprüfungs-
amt NRW sowie die meiner Aufsicht unterstehenden
Körperschaften des öffentlichen Rechts,

jeweils für die zu verpflichtenden Personen, die bei ihnen
beschäftigt oder für sie tätig sind oder als Sachverständi-
ge von ihnen öffentlich bestellt werden.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig wird die Verordnung über die
förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen im Ge-
schäftsbereich des Ministers für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 6. April
1977 (GV. NRW. S. 167) aufgehoben. Die Verordnung über
die förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen im
Geschäftsbereich des Ministers für Wirtschaft, Mittel-
stand und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom
11. März 1976 (GV. NRW. S. 147) tritt zeitgleich für mei-
nen Geschäftsbereich außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 außer Kraft.

Düsseldorf, den 13. Juli 2004

Der Minister 
für Wirtschaft und Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Harald  S c h a r t a u

– GV. NRW. 2004 S. 442

631

Verordnung 
zur Übertragung von Befugnissen 

nach den §§ 57 bis 59 der 
Landeshaushaltsordnung im Geschäftsbereich 

des Justizministeriums 

Vom 7. Juni 2004

Auf Grund der §§ 57 Satz 2, 58 Abs. 1 Satz 2 und 59
Abs. 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom
14. Dezember 1971 (GV. NRW. S. 397), in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Juli 2002 (GV. NRW.

S. 284), wird für die Behörden und Einrichtungen meines
Geschäftsbereichs verordnet:

§ 1

Dem Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts, der
Präsidentin/den Präsidenten der Oberlandesgerichte,
dem Präsidenten des Landessozialgerichts, den Präsi-
dentinnen/dem Präsidenten der Landesarbeitsgerichte,
den Generalstaatsanwälten und dem Präsidenten des
Landesjustizvollzugsamtes wird für die ihnen nach-
geordneten Behörden die Befugnis übertragen, gemäß
§ 57 Satz 1 LHO in Verträge zwischen Angehörigen
des öffentlichen Dienstes und ihrer Dienststelle einzu-
willigen.

§ 2

(1) Dem Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts, der
Präsidentin/den Präsidenten der Oberlandesgerichte,
dem Präsidenten des Landessozialgerichts, den Präsiden-
tinnen/dem Präsidenten der Landesarbeitsgerichte, den
Generalstaatsanwälten, dem Präsidenten des Landesjus-
tizvollzugsamtes, den Präsidenten der Finanzgerichte,
dem Direktor der Fachhochschule für Rechtspflege, dem
Leiter des Ausbildungszentrums der Justiz NRW, dem
Leiter der Justizakademie und dem Landesamt für Besol-
dung und Versorgung NRW, soweit es zur Vertretung des
Justizministeriums in gerichtlichen Verfahren befugt ist,
werden folgende Befugnisse übertragen:

1. Verträge gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 1 LHO zum Nachteil
des Landes aufzuheben oder zu ändern, soweit der
Nachteil des Landes einmalig nicht mehr als 100.000
EUR bzw. bei fortdauernden Leistungen nicht mehr
als 50.000 EUR pro Jahr beträgt,

2. Vergleiche gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 2 LHO abzuschlie-
ßen, soweit die entsprechenden Haushaltsmittel zur
Deckung der dem Land durch den Abschluss eines
Vergleichs entstehenden Ausgaben zur Verfügung ste-
hen und ein Gesamtbetrag von 500.000 EUR im Ein-
zelfall nicht überschritten wird,

3. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 1 LHO bei Beträgen
bis zu 100.000 EUR mit einer Stundungsdauer bis zu
18 Monaten und bei Beträgen bis zu 40.000 EUR mit
einer Stundungsdauer bis zu drei Jahren zu stunden,

4. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 2 LHO im Falle

a) einer befristeten Niederschlagung bei Beträgen
bis zu 75.000 EUR und

b) einer unbefristeten Niederschlagung bei Beträgen
bis zu 50.000 EUR

niederzuschlagen,

5. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 3 LHO bei Beträgen
bis zu 25.000 EUR zu erlassen.

(2) Absatz 1 gilt nicht in den Fällen von grundsätzli-
cher Bedeutung.

§ 3 

(1) Die nachstehenden Befugnisse werden auf die
Behörde, die die Einziehung anzuordnen hat, übertra-
gen:

1. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 1 LHO bei Beträgen
bis zu 50.000 EUR mit einer Stundungsdauer bis zu
18 Monaten zu stunden,

2. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 2 LHO im Falle

a) einer befristeten Niederschlagung bei Beträgen
bis zu 35.000 EUR und

b) einer unbefristeten Niederschlagung bei Beträgen
bis zu 20.000 EUR

niederzuschlagen,

3. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 3 LHO bei Beträgen
bis zu 10.000 EUR zu erlassen.

(2) Absatz 1 gilt nicht in den Fällen von grundsätz-
licher Bedeutung.
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§ 4

Für Stundung, Niederschlagung und Erlass von Justiz-
verwaltungsabgaben und Vermögensstrafen gelten be-
sondere Vorschriften.

§ 5

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Das Justizministerium berichtet der Landesregie-
rung bis zum 31. 12. 2009 über die Notwendigkeit des
Fortbestehens dieser Verordnung. 

Die Verordnung zur Übertragung von Befugnissen nach
den §§ 57 bis 59 Landeshaushaltsordnung vom 8. Juni
1973 (GV. NRW. 1973 S. 354), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 14. April 2000 (GV. NRW. S. 394), wird auf-
gehoben.

Düsseldorf, den 7. Juni 2004

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Wolfgang  G e r h a r d s

– GV. NRW. 2004 S. 442

631

Verordnung 
zur Übertragung von Befugnissen 

nach den §§ 57 bis 59 der 
Landeshaushaltsordnung im Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Vom 9. Juli 2004

Aufgrund der §§ 57 Satz 2, 58 Abs. 1 Satz 2 und 59
Abs. 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom
26. April 1999 (GV. NRW. S. 158), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 284), wird für die
Behörden und Einrichtungen meines Geschäftsbereiches
verordnet:

§ 1

Die Befugnis, gemäß § 57 Satz 1 LHO in Verträge zwi-
schen Angehörigen des öffentlichen Dienstes und ihrer
Dienststelle einzuwilligen, wird übertragen auf

die Bezirksregierung Münster für

– die Ämter für Agrarordnung und 

– das Chemische Landes- und Staatliche Veterinärun-
tersuchungsamt,

die Bezirksregierungen für

– die Staatlichen Umweltämter und

– die Staatlichen Veterinäruntersuchungsämter,

den Direktor der Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen für den Bereich höhere Forstbehörde als Lan-
desbeauftragter – Höhere Forstbehörde – für

– die unteren Forstbehörden,

die Bezirksregierung Detmold für

– das Staatliche Amt für Umwelt und Arbeitsschutz,
soweit dieses für meinen Geschäftsbereich tätig wird.

§ 2

(1) Die Befugnisse,

1. Verträge gemäß § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LHO in be-
sonders begründeten Ausnahmefällen zum Nachteil
des Landes aufzuheben oder zu ändern, soweit der

Nachteil des Landes einmalig nicht mehr als 100.000
EUR bzw. bei fortdauernden Leistungen nicht mehr
als 50.000 EUR pro Jahr beträgt,

2. Vergleiche gemäß § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LHO abzu-
schließen, soweit entsprechende Ausgabemittel zur
Verfügung stehen und ein Gesamtbetrag von 500.000
EUR im Einzelfall nicht überschritten wird,

3. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LHO bei
Beträgen bis zu 100.000 EUR mit einer Stundungs-
dauer bis zu 18 Monaten und bei Beträgen bis zu
40.000 EUR mit einer Stundungsdauer bis zu 3 Jahren
zu stunden,

4. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LHO

a) bei Beträgen bis zu 75.000 EUR befristet nieder-
zuschlagen,

b) bei Beträgen bis zu 50.000 EUR unbefristet nie-
derzuschlagen,

5. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LHO bei
Beträgen bis zu 25.000 EUR zu erlassen, werden über-
tragen auf

– die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und
Forsten,

– das Landesamt für Ernährungswirtschaft und Jagd
Nordrhein-Westfalen,

– das Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen,

– den Direktor der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen für die Bereiche Landwirtschaft und
höhere Forstbehörde als Landesbeauftragter,

– die Bezirksregierungen, soweit sie für meinen Ge-
schäftsbereich tätig werden.

(2) Die Befugnis,

1. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LHO bei
Beträgen bis zu 50.000 EUR mit einer Stundungs-
dauer bis zu 18 Monaten zu stunden,

2. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LHO

a) bei Beträgen bis zu 35.000 EUR befristet nieder-
zuschlagen,

b) bei Beträgen bis zu 20.000 EUR unbefristet nie-
derzuschlagen,

3. Ansprüche gemäß § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LHO bei
Beträgen bis zu 10.000 EUR zu erlassen,

wird übertragen auf das Nordrhein-Westfälische Land-
gestüt.

(3) In den Fällen von grundsätzlicher Bedeutung ist
meine vorherige Zustimmung einzuholen.

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung
in Kraft. Gleichzeitig wird die Verordnung zur Übertra-
gung von Befugnissen nach §§ 57 bis 59 der Landeshaus-
haltsordnung vom 12. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995
S. 15) aufgehoben.

Düsseldorf, den 9. Juli 2004

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Bärbel  H ö h n

– GV. NRW. 2004 S. 443
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822
Vierte Änderung der Satzung 

der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen 
Vom 15. Juli 2004

Aufgestellt mit Beschluss des Vorstandes 
vom 11. Juni 2004

Verabschiedet mit Beschluss der Vertreterversammlung
vom 15. Juli 2004

Genehmigt durch die Aufsichtsbehörde mit Schreiben
vom 6. August 2004

Die Vertreterversammlung der Landesunfallkasse hat
aufgrund des § 33 Abs. 1 und des § 34 Abs. 1 Satz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) die folgende
Satzung beschlossen:

Artikel I

Die Satzung der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfa-
len vom 11. Dezember 1997 (GV. NRW. 1998 S. 226),
zuletzt geändert durch Satzung vom 6. November 2003
(GV. NRW. S. 747), wird wie folgt geändert:

§ 24 Abs. 2 Unterabschnitt III. erhält folgende Fassung:

„III. Versicherte in den Landesbetrieben und übernom-
menen Unternehmen:

Beitragspflichtig für die Versicherten in den Landes-
betrieben nach § 14 a des Landesorganisationsgesetzes
(LOG NRW) ist das Land Nordrhein-Westfalen. Die nach
der Reichsversicherungsordnung bezeichneten Unterneh-
men oder die nach § 128 Abs. 4 SGB VII in die Zustän-
digkeit der Landesunfallkasse übernommenen Unterneh-
men sind selbst beitragspflichtig.“

Artikel II

Diese Satzung tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

Vorsitzender des Vorstandes

Hans-Dieter  G o t s c h e

Vorsitzender der Vertreterversammlung

Helmut  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2004 S. 444

Bekanntmachung 
der Unfallverhütungsvorschrift 

„Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ 

GUV-V A 6/7 (bisher GUV 0.5) vom März 1975, 
in der Fassung vom Juni 2003

Vom 2. Juli 2004

Die Vertreterversammlung des Gemeindeunfallversi-
cherungsverbandes Westfalen-Lippe hat in ihrer Sitzung
am 2. Juli 2004 folgende Unfallverhütungsvorschrift
beschlossen:

Unfallverhütungsvorschrift 
„Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure 

und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ 
GUV-V A 6/7 (bisher GUV 0.5) vom März 1975, 

in der Fassung vom Juni 2003

Inhaltsverzeichnis

Geltungsbereich

§ 1 Geltungsbereich 

Bestellung

§ 2 Bestellung 

Fachkunde von Betriebsärzten

§ 3 Fachkunde von Betriebsärzten 

Fachkunde von Fachkräften für Arbeitssicherheit

§ 4 Fachkunde von Fachkräften für Arbeitssicherheit 

Mitteilungspflicht

§ 5 Mitteilungspflicht (entfällt) 

Fortbildung

§ 6 Fortbildung 

Übergangs- und Ausführungsbestimmungen

§ 7 Übergangs- und Ausführungsbestimmungen 

In-Kraft-Treten

§ 8 In-Kraft-Treten 

Anhang: Betriebsartenverzeichnis 

Geltungsbereich

§ 1

Diese Unfallverhütungsvorschrift gilt für die Unter-
nehmen im Zuständigkeitsbereich des Unfallversiche-
rungsträgers, die zur Erfüllung der sich aus dem Gesetz
über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheits-
gesetz – ASiG) ergebenden Pflichten Betriebsärzte so-
wie Sicherheitsingenieure oder andere Fachkräfte für
Arbeitssicherheit nach Maßgabe des § 2 zu bestellen
haben.

Bestellung

§ 2

(1) Der Unternehmer hat Betriebsärzte sowie Sicher-
heitsingenieure oder andere Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit zur Wahrnehmung der in § 3 und § 6 des Ge-
setzes über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und an-
dere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Arbeitssicher-
heitsgesetz) bezeichneten Aufgaben für die sich aus den
Merkmalen der nachstehenden Tabelle ergebenden erfor-
derlichen Einsatzzeiten schriftlich zu bestellen oder zu
verpflichten:

Gruppe Betriebsart Erforderl. Einsatzzeit 
(Std./Jahr u. Arbeitnehmer)

der der Fach-
Betriebs- kräfte für 
ärzte Arbeits-

sicherheit

� � � �

1 Medizinische Betriebe; Tech-
nische Betriebe, in denen Arbeit-
nehmer beschäftigt sind, die 
einer besonderen arbeitsmedizi- 1,2
nischen Betreuung und Unter-
suchung in jährlichen oder 
kürzeren Abständen bedürfen

2 Technische Betriebe, in denen 
Arbeitnehmer beschäftigt sind, 
die einer besonderen arbeitsme-
dizinischen Betreuung bedürfen, 
weil eine erhöhte Gesundheits- 1,5
gefährdung durch besondere 
Arbeitserschwernisse besteht 0,6
oder 
weil auf Grund ihrer Tätigkeit 
eine besondere Unfallgefahr für 
sie oder Dritte vorliegt 
oder 
weil einer Berufskrankheit 
vorzubeugen ist

3 Technische Betriebe, die nicht 
von den Gruppen 1 und 2 erfasst 0,25
werden

4 Bürobetriebe (Verwaltungen) 0,2 0,3
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Für die Zuordnung der Betriebe ist das Verzeichnis des
Anhangs maßgebend. Nicht in dem Verzeichnis genannte
Betriebe sind sinngemäß zuzuordnen.

Der Unternehmer hat die für die einzelnen Betriebsar-
ten errechneten Einsatzzeiten jeweils getrennt für die Be-
triebsärzte und für die Fachkräfte für Arbeitssicherheit
zu der für das Unternehmen maßgebenden Gesamtein-
satzzeit der Betriebsärzte bzw. der Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit zusammenzufassen.

(2) Werden neben den Versicherten auch Beamte in den
in der Tabelle des Absatzes 1 genannten Betrieben be-
schäftigt, so hat der Unternehmer die im Hinblick auf die
Beamten festzusetzende Einsatzzeit bei der Gesamtein-
satzzeit der Betriebsärzte und der Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit zu berücksichtigen.

(3) Der Unfallversicherungsträger kann im Einzelfall
eine Ausnahme von Absatz 1 bewilligen und geringere
Einsatzzeiten festsetzen, soweit im Betrieb, verglichen
mit Betrieben der gleichen Art, die Unfall- und Gesund-
heitsgefahren unterdurchschnittlich gering sind. Der
Unfallversicherungsträger kann ferner im Einzelfall ab-
weichend von Absatz 1 höhere Einsatzzeiten festsetzen,
soweit im Betrieb, verglichen mit Betrieben der gleichen
Art, überdurchschnittliche Unfall- und Gesundheits-
gefahren bestehen, und die Bestellung eines Sicherheits-
ingenieurs verlangen, soweit die Tätigkeit der Fach-
kraft im Betrieb eine ingenieurmäßige Ausbildung
erfordert.

(4) Werden arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchun-
gen nicht von Betriebsärzten, sondern von ermächtigten
anderen Ärzten vorgenommen, so können die hierbei an-
fallenden Untersuchungszeiten auf die Einsatzzeit nach
Abs. 1 angerechnet werden, soweit die Einsatzzeit des
Betriebsarztes den Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Ar-
beitssicherheitsgesetzes zuzurechnen ist.

Fachkunde von Betriebsärzten

§ 3

(1) Der Unternehmer darf als Betriebsärzte nur Ärzte
bestellen, die über die erforderliche arbeitsmedizinische
Fachkunde verfügen.

(2) Der Unternehmer kann die erforderliche Fachkun-
de als gegeben ansehen bei Ärzten, die nachweisen, dass
sie berechtigt sind,

1. die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ oder

2. die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“

zu führen.

(3) Der Unternehmer kann die erforderliche Fach-
kunde ferner als gegeben ansehen bei Ärzten während
ihrer Weiterbildung zum Erwerb der Zusatzbezeich-
nung „Betriebsmedizin“ in der hierfür erforderlichen
mindestens zweijährigen durchgehenden regelmäßigen
Tätigkeit, wenn sie durch eine von der zuständigen
Ärztekammer erteilte Bescheinigung nachweisen, dass
sie bereits

1. eine in der Weiterbildungsordnung vorgeschriebene
klinische oder poliklinische Tätigkeit und

2. mindestens ein Drittel des dreimonatigen theoreti-
schen Kurses über Arbeitsmedizin

absolviert haben. Dies gilt nur, wenn gewährleistet 
ist, dass der theoretische Kurs nach Nummer 2 beendet
wird.

(4) Der Unternehmer kann abweichend von den Ab-
sätzen 2 und 3 davon ausgehen, dass Ärzte über die erfor-
derliche Fachkunde verfügen, wenn sie

1. eine Bescheinigung der zuständigen Ärztekammer
darüber besitzen, dass sie vor dem 1. 1. 1985 ein Jahr
klinisch oder poliklinisch tätig gewesen sind und an
einem arbeitsmedizinischen Einführungslehrgang
teilgenommen haben und

2. a) bis zum 31. 12. 1985 mindestens 500 Stunden in-
nerhalb eines Jahres betriebsärztlich tätig waren
oder

b) bis zum 31. 12. 1987 einen dreimonatigen Kurs
über Arbeitsmedizin absolviert haben und über
die Voraussetzungen nach Nummer 2 Buchstabe a
oder b eine von der zuständigen Ärztekammer er-
teilte Bescheinigung beibringen.

Fachkunde von Fachkräften 
für Arbeitssicherheit

§ 4

(1) Der Unternehmer kann die erforderliche sicher-
heitstechnische Fachkunde von Fachkräften für Arbeits-
sicherheit als nachgewiesen ansehen, wenn diese den in
den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Anforderungen genü-
gen. Wenn der Unternehmer Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit bestellt, die den Anforderungen der Absätze 2
bis 4 nicht genügen, muss er auf Verlangen des Unfall-
versicherungsträgers den Nachweis der Fachkunde er-
bringen.

(2) Sicherheitsingenieure erfüllen die Anforderungen,
wenn sie

1. berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu
führen,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Ingenieur min-
destens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungs-
trägern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder
einen staatlich oder von Unfallversicherungsträgern
anerkannten Ausbildungslehrgang eines anderen
Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen
haben.

Ingenieure der Fachrichtung Sicherheitstechnik, die
eine einjährige praktische Tätigkeit als Ingenieur aus-
geübt haben, erfüllen die Fachkundevoraussetzungen.

(3) Sicherheitstechniker erfüllen die Anforderungen,
wenn sie

1. eine Prüfung als staatlich anerkannter Techniker er-
folgreich abgelegt haben,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Techniker min-
destens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungs-
trägern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder
einen staatlich oder von Unfallversicherungsträgern
anerkannten Ausbildungslehrgang eines anderen
Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen
haben.

Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Prüfung als
staatlich anerkannter Techniker mindestens vier Jahre
als Techniker oder als Sicherheitsmeister tätig war und
einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern
veranstalteten Ausbildungslehrgang oder einen staatlich
oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Aus-
bildungslehrgang eines anderen Veranstaltungsträgers
mit Erfolg abgeschlossen hat.

(4) Sicherheitsmeister erfüllen die Anforderungen,
wenn sie

1. die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Meister mindes-
tens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3. einen staatlichen oder von Unfallversicherungs-
trägern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder
einen staatlich oder von Unfallversicherungsträgern
anerkannten Ausbildungslehrgang eines anderen
Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen ha-
ben.

Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Meisterprü-
fung mindestens vier Jahre lang als Meister oder in
gleichwertiger Funktion tätig war und einen staatlichen
oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Aus-
bildungslehrgang oder einen staatlich oder von Unfall-
versicherungsträgern anerkannten Ausbildungslehrgang
eines anderen Veranstaltungsträgers mit Erfolg abge-
schlossen hat.

(5) Fachkräfte für Arbeitssicherheit erfüllen die An-
forderungen auch, wenn sie vor dem 1. Dezember 1974
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mindestens ein Jahr lang überwiegend auf dem Gebiet
der Arbeitssicherheit tätig waren.

(6) Der Ausbildungslehrgang nach den Absätzen 2
bis 4 umfasst die Ausbildungsstufe I (Grundausbildung),
Ausbildungsstufe II (Vertiefende Ausbildung), Ausbil-
dungsstufe III (Bereichsbezogene Ausbildung) und das
begleitende Praktikum. Bestandteil der Ausbildungsstufe
III ist das nachfolgende Rahmenthema:

– Betriebsartenspezifische Aufgaben/Tätigkeiten im
öffentlichen Dienst unter Berücksichtigung der ty-
pischen Organisationsstrukturen.

Mitteilungspflicht

§ 5

entfällt

Fortbildung

§ 6

(1) Der Unternehmer hat den Betriebsärzten und den
Fachkräften für Arbeitssicherheit die Teilnahme an
Fortbildungsmaßnahmen des Unfallversicherungsträ-
gers, zu denen dieser einlädt, zu ermöglichen, soweit die
Fortbildungsmaßnahme den betrieblichen Belangen
entspricht.

(2) Bei einem Wechsel einer Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit, die die Ausbildungsstufe III (Bereichsbezoge-
ne Ausbildung) entsprechend den Festlegungen eines
anderen Unfallversicherungsträgers absolviert hat, in
eine andere Branche, hat der Unternehmer dafür zu
sorgen, dass die Fachkraft für Arbeitssicherheit die
erforderlichen bereichsbezogenen Kenntnisse durch
Fortbildung erwirbt. Der Unfallversicherungsträger
entscheidet über den erforderlichen Umfang an Fort-
bildung unter Berücksichtigung der Inhalte seiner Aus-
bildungsstufe III.

Übergangs- und 
Ausführungsbestimmungen

§ 7

Begonnene Ausbildungslehrgänge, die noch auf der
Konzeption des Fachaufsichtsschreibens des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung vom 2. Juli 1979
beruhen, müssen bis zum 31. Dezember 2003 abgeschlos-
sen sein.

In-Kraft-Treten

§ 8

Diese Unfallverhütungsvorschrift mit 1. und 2. Nach-
trag tritt am ersten Tage des Monats April oder des
Monats Oktober in Kraft, der als Erster der Bekannt-
machung folgt.*)

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am ersten Tage
des Monats April oder des Monats Oktober in Kraft, der
als Erster der Bekanntmachung folgt.**)

Der 3. Nachtrag zu dieser Unfallverhütungsvorschrift
tritt am ersten Tage des Monats April oder des Monats
Oktober in Kraft, der als Erster der Bekanntmachung
folgt.

*) Gilt für die BUK-Mitglieder in den Altbundesländern.
**) Gilt für die BUK-Mitglieder im Beitrittsgebiet.
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Anhang 

BETRIEBSARTENVERZEICHNIS 

für die Zuordnung der Betriebe der Tabelle des § 2 Abs. 1 

 

 Gruppe 

 1 2 3 4 

Abwasserbehandlung, -beseitigung  X   

Archive, Bibliotheken    X 

Badeanstalten   X  

Bauhöfe, Fuhrparks   X  

Bürobetriebe (Ämter, Behörden, Verwaltungen)    X 

Feuerwehren  X   

Flugplätze, Flugbereitschaften  X   

Forstbetriebe  X   

Gerichte    X 

Gesundheitsämter X    

Hafenbetriebe   X  

Heime, Hotels, Küchenbetriebe   X  

Heizkraftwerke  X   

Historische Bauten, Denkmäler   X  

* Hochschulen (außer Unikliniken), Akademien X X X X 

* Justizvollzugsanstalten  X X  

Kindergärten, Kindertagesstätten    X 

Krankenhäuser, Unikliniken, Sanatorien X    

Laboratorien (außer in Hochschulen)  X   

Landwirtsch., Gartenanl., Weinbau, Tierzucht  X   

Luft-, Ziv. Bevölkerungsschutz   X  

Marktbetriebe   X  

Medizinische Untersuchungsämter X    

Müllabfuhr, -deponie, -verbrennung  X   

Museen, Sammlungen, Ausstellungen   X  

Pflege- und Schwesternstationen, Altenpflegeheime  X   

Polizei  X   

Prüfstellen (Eichamt, TÜ-Amt u.a.)   X  

Sand-, Kies-, Tongruben   X  

Schlachthöfe, Viehhöfe  X   

Schulen (berufsbildende)   X  

Schulen (allgemein bildende und sonstige), Seminare    X 

Sparkassen, Versicherungen    X 

Spiel-, Freizeiteinrichtungen, Naturparks   X  

Sportanlagen   X  

Steinbrüche  X   

Straßenbau und Straßenunterhaltung, Brückenunterhaltung   X  

Straßenreinigung  X   

Theater, Versammlungsräume, Festspiele   X  

Untersuchungsämter, Labors (außer med.) (außer an Schulen u. Hoch-

schulen) 

 X   

Vermessungswesen   X  

Wasserbau und -unterhaltung   X  

Zoologische Gärten, Tiergehege  X   

*) Für diese Betriebe ist eine eindeutige Zuordnung in eine bestimmte Gruppe nicht möglich; die Zuordnung ergibt sich aus den jeweiligen Verhältnissen
des einzelnen Betriebes. Maßgebend für die Zuordnung sind die Merkmale der Tabelle des § 2 Abs. 1. Bestehen Zweifel über die Zuordnung, ist beim
zuständigen Unfallversicherungsträger anzufragen.
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Münster, den 9. Juli 2004

Der Geschäftsführer

M i c h a

Genehmigung

Die vorstehende Unfallverhütungsvorschrift

„Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit“
(GUV-V A6/7, bisher GUV 0.5) 

wird genehmigt.

Az.: 211-8006.15.4.4

Düsseldorf, den 20. Juli 2004

Ministerium 
für Wirtschaft und Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

P o s t l e r

– GV. NRW. 2004 S. 444

Genehmigung der 
1. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Köln, 
Teilabschnitt Region Aachen 
im Gebiet der Stadt Jülich

Vom 26. Mai 2004

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln hat in seiner
Sitzung am 17. Oktober 2003 die Aufstellung der Ände-
rung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regierungs-
bezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen im Gebiet der
Stadt Jülich beschlossen (Europäische Spallations-Neu-
tronen-Quelle).
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Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 26. Mai 2004 –
V.2 – 30.16.02.02 – gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am
17. Mai 2001 (GV. NRW. S. 195), im Einvernehmen mit
den fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes ent-
haltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung.

Die 1. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den
Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen
wird beim Ministerium für Verkehr, Energie und Landes-
planung (Landesplanungsbehörde), der Bezirksregierung
Köln (Bezirksplanungsbehörde) sowie dem Kreis Düren
und der Stadt Jülich zur Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes.

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick-
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung
Köln (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht worden
ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren
Bekanntmachung verletzt worden sind.

Düsseldorf, den 16. August 2004

Der Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

P. W.  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2004 S. 448


